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„Das Standortauswahlgesetz (StandAG-Fortentwicklungsgesetz) regelt die einzelnen 
Verfahrensschritte für eine ergebnisoffene, wissenschaftsbasierte und transparente 
Suche sowie die Auswahl eines Standortes für eine Anlage zur Endlagerung in 
Deutschland.“

Prinzipien des Standortauswahlverfahrens:
Das Standortauswahlverfahren dient dazu, den Standort in Deutschland zu finden, 
der für die insbesondere hochradioaktiven Abfälle die bestmögliche Sicherheit für 
einen Zeitraum von einer Million Jahren für ein Endlager gewährleistet. Die Suche 
soll sich an folgende Prinzipien ausrichten:

• Fair (weiße Landkarte) 

• Transparent (Einbeziehung der Öffentlichkeit)

• Wissenschaftsbasiert (Sicherheit hat oberste Priorität)

Das Standortauswahlgesetz (StandAG)

Das Gesetz wurde am 05.05.2017 vom Bundestag beschlossen und trat am 16.05.2017 (§ 21 

Abs. 2 Satz 3 bis 5 drei Monate später) in Kraft.
Im Vorfeld wurden vom HLNUG ab 2016 Gesetzesentwürfe aus geologischer Sicht für das 
HMUKLV beurteilt.



Standortauswahlverfahren (Teilgebiete)



Organisation der Endlagersuche

BGE: (§ 3 Vorhabenträger)

• Durchführung des Standortaus-
wahlverfahrens

BfE:
• Festlegung 

Erkundungsprogramme
• Prüfung der Vorschläge des 

Vorhabenträgers & Erarbeitung 
von Empfehlungen 

• Überwachung d. Vollzugs des 
Standortauswahlverfahrens

https://www.bge.de/fileadmin/user_upload/Standortsuche/bge_170418_neuordnung_endlagerung_1000-667.jpg

NBG: (Nationales Begleitgremium)
• Unabhängige Begleitung des 

Standortauswahlverfahrens



Standortauswahlverfahren (Endlager)



Begriffsdefinitionen (Kriterien)

Ausschlusskriterium: 

Ein Ausschlusskriterium ist ein Kriterium, bei dessen Erfüllung eine Standort-
region bzw. ein Standort nicht für ein Endlager geeignet ist und daher aus dem 
weiteren Verfahren ausgeschlossen wird. 

Mindestanforderung: 

Eine Mindestanforderung für die Auswahl einer Endlagerregion bzw. eines 
Endlagerstandortes ist eine Anforderung, die auf jeden Fall eingehalten werden 
muss. Sofern sie nicht eingehalten wird, ist der Standort nicht geeignet und wird 
daher aus dem weiteren Verfahren ausgeschlossen. 

Die Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen bleiben während des 
gesamten Auswahlverfahrens gültig. 

Abwägungskriterium: 

Durch Abwägungskriterien sollen Standortregionen bzw. Standorte, die nach 
Anwendung der Ausschlusskriterien und Mindestanforderungen im Verfahren 
verblieben sind, untereinander verglichen werden (zusammen mit den Ergeb-
nissen von Sicherheitsuntersuchungen) 



Datenabfrage der BGE bei den SGD



Zeitplan



„Der geologische Untergrund in Deutschland ist 
lückenlos kartiert. Die vorliegenden geowissen-
schaftlichen Daten und Informationen bieten 
eine gute und umfängliche Grundlage für die 
Auswahl von Standortregionen für die End-
lagerung hochradioaktiver Abfälle unter An-
wendung geologischer Mindestanforderungen.“

(Der tiefere geologische Untergrund (BGR 2014))

„Bundesweit gesehen ist derzeit festzustellen, 
dass Informationsdichte und -qualität  für eine 
Raumplanung im tieferen Untergrund insgesamt 
selektiv, inhomogen, unscharf, inkonsistent und 
für viele Nutzungsarten unzureichend sind.“

(Positionspapier Bund-Länder-Ausschuss Bodenforschung (BLA-
GEO 2012))

Datengrundlage in Hessen



BGR: „Salzstudie“ 1982

Bisherige Studien (Auswahl)

BGR: „Salzstudie“ 1995BGR: „Kristallinstudie“ 1994 BGR: „Tonstudie“ 2007

BGR: „Wirtsgesteine“ 2007 BGR: „Tieferer Untergrund“ 
2014

BGR u.a.: 
„EUGENIA“ 2011

AkEnd: „Auswahlverfahren“ 
2011



Datenabfrage
Ausschlusskriterien
(September 2017)



Geowissenschaftliche Ausschlusskriterien § 22 



Großräumige Vertikalbewegungen

Eine Standortregion mit einer zu erwartenden großräumigen geogenen Hebung von mehr als 1 
mm pro Jahr im Nachweiszeitraum (1 Mio Jahre) wird ausgeschlossen. Eine Standortregion soll 
möglichst geringe tektonisch bedingte großräumige Hebungen aufweisen.
Es könnte an der Geländeoberfläche verstärkt Erosion auftreten, die die notwendige Schutz-
wirkung der Überdeckung des Endlagers beein-trächtigen könnte. (AkEnd 2011)



Geowissenschaftliche Ausschlusskriterien § 22 



Aktive Störungszonen und bergbauliche Tätigkeiten



Geowissenschaftliche Ausschlusskriterien § 22 



Die Erdbebenzonen Hessens leiten sich aus der 
DIN 4149 ab. Diese wird aktuell überarbeitet 
um den neuen Eurocode8 einzuführen. Die 
Erdbebenzone 1 in Hessen wird aufgrund 
neuster Gefährdungsberechnungen deutlich 
vergrößert werden. In den letzten Jahren war 
Hessen eine der seismisch aktivsten Regionen 
Deutschlands, mit Erdbebenserien im 
Odenwald (Ober-Ramstadt) und Taunus (Bad 
Schwalbach).

Seismische Aktivität



Geowissenschaftliche Ausschlusskriterien § 22 



Grundwasseralter

Im einschlusswirksamen Gebirgsbereich bzw. 
im Einlagerungsbereich dürfen keine jungen 
Grundwässer vorliegen. Diese Grundwässer 
dürfen daher kein Tritium und/oder (fast kein) 
14C enthalten.
Junge Grundwässer deuten auf eine Teil-
nahme am hydrologischen Kreislauf hin. Im 
Endlagerbereich soll jedoch die Permeabilität 
so gering sein, dass möglichst keine Grund-
wasserbewegung vorhanden ist. (AkEnd 2011) 



Datenabfrage
Mindestanforderungen

(Mai 2017)



Geowissenschaftliche Mindestanforderungen § 23 



Relevante Gesteinsformationen 



Eigenschaften der Wirtsgesteine



Datenabfrage
Mindestanforderungen

Steinsalz



Stratiforme Salzlagerstätten – Unterschiedliche Auslegungen

„Die stratiformen Salzlagerstätten (flache Lagerung) 
des Werra- und Fulda-Gebietes in Hessen und der 
Thüringer Senke werden nicht berücksichtigt, da sie 
außerhalb der aktiven Bergbauregionen nur eng-
räumig homogene Steinsalzpartien von über 100 m 
Mächtigkeit aufweisen.“ (BGR 2007)

„Flach lagernde Salzvorkommen sind im Gegensatz zu 
Salzstöcken oft durch Wechsellagerungen von Stein-
salzschichten mit anhydritisch-karbonatischen, Kali-
salz oder auch tonigen Gesteinsschichten gekenn-
zeichnet. Sie entsprechen meist nicht den für ein End-
lager geforderten Kriterien (z.B. Mächtigkeit, Ausdeh-
nung etc.) und weisen häufig nicht die für den End-
lagerbau erforderlichen Eigenschaften auf.“ (Eugenia 
2011)

„Außerdem sollte der Gesichtspunkt der zukünftigen 
Kalisalzgewinnung berücksichtigt werden.“ (BGR 

Salzstudie 1982)           Abwägungskriterium

Der Begriff der Steinsalzformation schließt gering-
mächtige Einlagerungen innerhalb der Steinsalz-
formation mit z.B. tonigem, anhydritischem oder 
polyhalitischem Mineralbestand ein. (Auslegungshilfe 
Formationsbegriffe 2018)



Mächtigkeiten Steinsalz



Mächtigkeiten Steinsalz



„Eine Besonderheit der Region des 
Werra-Fulda-Beckens steht im Zusam-
menhang mit dem tertiären  Vulkanis-
mus in der Rhön, bei dem Basaltgänge
in die Steinsalzvorkommen einge-
drungen sind. Dadurch kam es zu CO2-
und N2-Gas-Einschlüssen im Salz (soge-
nanntes “Knistersalz“). Dieses „mineral-
gebundene“ Gas steht oft unter einem 
hohen Druck. Bei der bergmännischen 
Erschließung von großen gasgefüllten 
Gebirgsbereichen kann es zu explo-
sionsartigen Gasausbrüchen kommen.“  
(BGR Salzstudie 1982)

Stratiforme Salzlagerstätten - Basaltgänge



Kavernenspeicher Reckrod (Osthessen)
Betreiber: Mainova i. A. der Gas-Union

Teufenlage: 700-1100 m u.GOK
3 Kavernen mit 178 Mio. m³,
davon 110 Mio. m³ Arbeitsgas
Betriebsdruck: 60 - 150 bar

Bild: www.gasunion.de

Salzformationen in steiler Lagerung



Datenabfrage
Mindestanforderungen:

Tonsteinformation



• Abfolge diagenetisch teilweise oder vollständig verfestigter pelitischer Gesteine (Haupt-
bestandteil Tonfraktion und Tonminerale). 

• Bindige Sedimente müssen bereits weitgehenden Verfestigungseinflüssen unterlegen haben. 

• Eine Beschränkung auf vollständig verfestigte Tonsteinformationen erfolgt nicht, da der 
Verfestigungsgrad kein quantifiziertes Kriterium bei der Anwendung des § 21 StandAG ist. 

• Tongesteine können sandige, grobschluffige, karbonatische, organische und / oder sonstige 
Beimengungen (z.B. Tonmergelsteine) sowie wenige geringmächtige Einschaltungen aus 
diesen Materialien (z.B. Karbonatbänke) enthalten. 

• Abfolgen aus durch stärkere diagenetische Verfestigung schiefrig ausgebildeten Tongesteinen 
(mit Tonfraktion und sedimentären Tonmineralen als Hauptbestandteil) sind ebenfalls als 
Tonsteinformationen zu betrachten. 

• Formationen pelitischer Gesteine mit metamorphen Mineralassoziationen und tektonisch 
entstandener Schieferung sind keine sedimentären Tonsteinformationen im Sinne des § 21 

(zur Zuordnung geschieferter Gesteinsabfolgen).

Tonsteinformationen (Definition BfE, 2018)



Unterschiedliche Sichtweisen: Tonsteinformationen –
Tertiär

„Vorkommen der unverfestigten tertiären Tone
wurden aufgrund ihrer ungünstigen mechani-
schen Eigenschaften und dem damit verbun-
denen aufwändigen Ausbau als Wirtsgesteine 
nicht betrachtet.“ (BGR Wirtsgesteine 2007)

„Sämtliche Tongesteinsformationen des Ober-
rheingrabens sind, neben dem teilweisen Aus-
schluss durch die Lage in der Erdbebenzone >1, 
aufgrund der tektonischen Verhältnisse (eng-
ständiges und weit reichendes Störungsmuster) 
als nicht weiter untersuchungswürdig einzu-
stufen.“ (BGR Wirtsgesteine 2007)



Quelle: rheinpetroleum

Tonsteinformationen - Tertiär

Schematisches Querprofil im nördlichen Oberrheingraben bei Stockstadt

Neben den vor allem durch die 
Versenkungstiefe bestimmten 
Parametern Druck und Tempe-
ratur sind auch chemisch und 
weitere physikalische Parameter 
sowie der Faktor Zeit für die 
diagenetische Veränderungen 
der Tone von Bedeutung. 

Deshalb ist eine rein auf die Tiefe 
bezogene exakte Abgrenzung 
zwischen Ton und Tonstein bzw. 
Tongestein nicht möglich. Wäh-
rend für die tonigen Ablage-
rungen des Mesozoikums bei 
Tiefen über 300 m davon ausge-
gangen werden kann, dass ab 
diesem Tiefenniveau verfestigte 
Tonsteine vorliegen, gilt dies für 
die Tone des Tertiär nicht. Zumin-
dest in einem Übergangsbereich 
stellen diese Gesteine eher Tone 
und bestenfalls sehr gering ver-
festigte Tonsteine dar.

(BGR „Tonstudie“2007)



Problematik: Tonstein – Tonschiefer - Kristallin



Datenabfrage
Mindestanforderungen:

Kristallin



Unter Kristallingesteinsformationen sind Festgesteinskomplexe aus magmatischen Gesteinen 
(Plutonite, Vulkanite) und/oder metamorphen Gesteinen (unabhängig von ihrem 
Metamorphosegrad) zu verstehen, die vollständig oder überwiegend aus mikro- bis 
makrokristallinen Komponenten bestehen. Sofern magmatische Ganggesteine eine 
Kristallingesteinsformation durchschlagen haben, sind sie als Teil der Formation zu betrachten.

Vulkanite bestehen i.d.R. überwiegend aus kristallinen Komponenten und sind dann - auch 
bei ggf. vorliegender regionalmetamorpher Überprägung - als Kristallingesteine den 
Kristallingesteinsformationen im Sinne des § 21 StandAG zuzuordnen. [...]. Eine pauschale 
Ausgliederung vulkanitischer Gesteine ist weder aus dem Wortlaut des § 21 StandAG 
abzuleiten noch durch den Zweck des § 21 StandAG geboten. 

Auch kristalline Schiefer mit geringem bis mittlerem Metamorphosegrad sind den Kristallin-
gesteinsformationen im Sinne des § 21 Abs. 2 StandAG zuzuordnen. Kristalline Schiefer können 

aufgrund ihres Trennflächengefüges (Schieferung, Störungen) gegenüber ungeschieferten
Gesteinsabfolgen tendenziell eine höhere Gebirgsdurchlässigkeit aufweisen. Die geringe 
Gebirgsdurchlässigkeit ist als Mindestanforderung in § 23 Abs. 5 Nr. 1 StandAG bestimmt. 

Kristallingesteinsformationen (Definition BfE, 2018)



Gesteinsformation Kristallin



„Homogene und ungeklüftete Bereiche mit 
entsprechender räumlicher Ausdehnung sind in 
diesem Wirtsgestein aus Deutschland bisher 
nicht bekannt.“ (BGR 2007)

Gesteinsformation Kristallin

Aber:
Laut StandAG kann bei Kristallin der Nachweis 
des langzeitlichen Einschlusses auch über das 
Zusammenwirken von Wirtsgestein mit geo-
technischen und technischen Barrieren geführt 
werden!



Gesteinsformation Kristallin

Bei Granit und Gneis ist der Nachweis eines für 
die Errichtung eines Endlagers ausreichend 
großen Gesteinskörpers mit geringer Wasser-
durchlässigkeit, also ohne störenden Trenn-
fugen, methodisch schwierig und aufwendig. 
Bei diesen beiden Gesteinstypen bestehen daher 
erhebliche Probleme hinsichtlich der Identi-
fizierung und der geforderten guten Beschreib-
barkeit der günstigen geologischen Gesamt-
situation.“ [...]
Bei Granit und Gneis sind die Medianwerte 
deutlich größer als der gemäß Mindestanfor-
derung höchstzulässige charakteristische kf-
Wert. (AkEnd 2011)

www.mineralienatlas.de/lexikon/index.php/Deutschland/Odenwald www.geo-naturpark.de



Datenabfrage
Abwägungskriterien:

demnächst zu erwarten



Geowissenschaftliche Abwägungskriterien §24

 Beurteilung der geologischen Gesamtsituation im Standortvergleich

• Wenn kein einschlusswirksamer Gebirgsbereich (ewG) nachweisbar: Nachweis, dass die 
technischen und geotechnischen Barrieren den sicheren Einschluss der Radionuklide für eine 
Million Jahre gewährleisten können.

• Gebirgsdurchlässigkeit: kf < 10-10 m/s. Sofern ein direkter Nachweis noch nicht möglich ist: 
Nachweis, dass ewG aus Gesteinstypen mit einer Gebirgsdurchlässigkeit kleiner als 10-10 m/s 
besteht. Erfüllung des Kriteriums kann auch durch den Einlagerungsbereich überlagernde 
Schichten nachgewiesen werden.

• Erreichbare Qualität des Einschlusses und die zu erwartende Robustheit des Nachweises:  
Beurteilung anhand der Kriterien zum Transport durch Grundwasser, zur Konfiguration der 
Gesteinskörper, zur räumlichen Charakterisierbarkeit und zur Prognostizierbarkeit.

• Absicherung des Isolationsvermögens: Beurteilung anhand der Kriterien zu gebirgsmechanischen 
Voraussetzungen und zur geringen Neigung zur Bildung von Fluidwegsamkeiten.

• Weitere sicherheitsrelevante Eigenschaften: Beurteilung anhand der Kriterien zur Gasbildung, 
zur Temperaturverträglichkeit, zum  Rückhaltevermögen der Gesteine des einschlusswirksamen 
Gebirgsbereichs gegenüber Radionukliden, zu hydrochemischen Verhältnissen und zum 
Deckgebirge.



Planungswissenschaftliche Abwägungskriterien 

(StandAG, Anl. 12 (zu § 25))



Abwägungskriterien - Nutzungskonflikte 



HLNUG-Stellungnahmen
nach § 21 StandAG

(Sicherungsvorschriften)



Standortsicherung (§ 21 StandAG)



Standortsicherung (§ 21 StandAG)



Sicherungsvorschriften §21, Ablaufschema 



§21 StandAG, dezernatsübergreifende HLNUG-Stellungnahme,

Standardform: Beispiel



„Aufgrund der gesetzlichen Vorgabe ist es in 
jedem Fall - also auch bei geringem Kenntnis-
stand über den Aufbau des Untergrundes -
erforderlich, dass eine begründete Erwar-
tungshaltung über das Vorhandensein oder 
Nichtvorhandensein der in § 21 Absatz 2 

StandAG genannten Gesteinsformationen 
abgeleitet wird. Der Ausschluss eines beantrag-
ten Vorhabens aus dem Anwendungsbereich 
und der Einvernehmensregelung des § 21 

Absatz 2 StandAG allein aufgrund fehlender 
Kenntnisse über die geologischen Verhältnisse 
ist somit nicht möglich.“
(Auslegungshilfe für die Anwendung der Formationsbegriffe des 
§ 21 Absatz 2 Standortauswahlgesetz (StandAG) Stand: Juni 

2018)

§21 StandAG, HLNUG-Stellungnahme (Fortsetzung)



§21 StandAG, HLNUG-Stellungnahme (Fortsetzung)



§21 StandAG, HLNUG-Stellungnahme (Fortsetzung)



§21 StandAG, HLNUG-Stellungnahme (Fortsetzung)

Geologische Strukturräume Geologische Karte 1:25.000 Benachbarte Bohrungen

Störungen, Mineralwasseraufstiege, Bergbau Bereits durchgeführte Maßnahmen



§21 StandAG, Einvernehmenserklärungen BfE

https://www.bfe.bund.de/DE/soa/standortsicherung/einvernehmenserklaerung/einvernehmenserklaerung.html

Σ: 60 Stellungnahmen des HLNUG (13.08.2018), davon bei 12 keine Formation nach § 21



§21 StandAG, Einvernehmenserklärungen BfE

Stellungnahmen bis 08-2018 (rote Kreise) Beispiel Einvernehmenserklärung BfE


